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Ursachen – Verlauf – Folgen

A. Einführung zum Thema

● Bayern führt heute noch die Bezeichnung Freistaat.
→
Bayern wurde hierzu in der Nacht vom 7. zum 8. November 1918 vom Revolutionsführer Kurt Eisner erklärt

● Die Revolution in Bayern ist kein singuläres Ereignis in Europa.

→ 7. November 1918 als Jahrestag von Lenins Oktoberrevolution

● Das Ende der bayerischen Monarchie kam nicht einfach im Zuge der Revolution in Deutschland, der bayerische König war vielmehr der erste Monarch in Deutschland, der seinen Thron verlor.

→Zwei Tage später brach auch in Berlin die Revolution aus.

● Im Gegensatz zu 1848 kann man die Ereignisse in Bayern von November 1918 bis Mai 1919 ohne Diskussion als Revolution bewerten (Definition von Revolution)
→
Die bestehende politische Ordnung wurde mit dem Ziel totaler und endgültiger Veränderung gestürzt.


Dies geschah unter dem Druck eines Teils der Bevölkerung und ist in ihrem späteren Verlauf von Radikalität geprägt.

● Spricht man von der bayerischen Revolution, ist zu beachten, dass es keine durchgehende Revolution war, sondern eine Folge von vier Revolutionen, die allesamt München als Zentrum hatten.
→
Trotz der kausalen Verknüpfung der Revolutionen ist eine Einzelbetrachtung durchaus sinnvoll.

● Es macht wenig Sinn, die Revolution mit dem Namen Kurt Eisner gleichzusetzen, da Eisner nur an der ersten Revolution beteiligt war, zum Zeitpunkt der drei anderen Revolutionen aber bereits tot war.
● Die erste Revolution, welche unblutig verlief, führte zum Ende der Monarchie in Bayern, während die vierte Revolution im Mai 1919 mit Blutvergießen und zahlreichen Toten endete. Dieses gewaltsame Ende der vierten Revolution führte dazu, dass die gesamte bayerische Revolution oft als äußerst radikal eingestuft wird.

B. Hauptteil

I. Politische/Verfassungsrechtliche Ausgangssituation in Bayern vor der Revolution

1. Das politische System: Konstitutionelle Monarchie
· Grundlage war die 1818 erlassene Verfassung, die 1848 in wichtigen Punkten reformiert worden war.

· Der König vereinigte in sich alle Rechte der Staatsgewalt; er war folglich der Souverän im Staate.

- Judikative:
Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit in der Verfassung verankert.

- Legislative:
König war hier an die Zustimmung des Landtags gebunden; König musste bei der Erhebung von Steuern zuerst die Bewilligung durch den Landtag einholen
- Exekutive:
In seiner Regierungstätigkeit war der König kaum beschränkt.


Minister wurden allein vom König eingesetzt und entlassen. Diese waren nicht vom Vertrauen des Landtages abhängig. Der Landtag konnte die Entlassung eines einzelnen Ministers oder der gesamten Regierung aus politischen Gründen nicht erzwingen (Anklage von Ministern nur bei Gesetzesübertretung oder Verfassungsverletzung möglich).

· Konstitutionelle Monarchie vereinigte zwei Prinzipien (schwer oder im Konfliktfall gar nicht miteinander vereinbar):

1. Das monarchische Prinzip (verkörpert durch den König)( Legitimation durch Gottesgnadentum
2. Das demokratische Prinzip (beruhend auf dem Landtag)( Legitimation durch das Volk, demokratische Legitimationsgrundlage
· Zweikammersystem als verfassungsrechtliches Manko:

Der bayerische Landtag setzte sich aus zwei Kammern zusammen:

- Kammer der Reichsräte

- Kammer der Abgeordneten

→
Beide Kammern waren gleichberechtigt, konnten sich also gegenseitig behindern.

· Das politische System mit einer privilegierten Schicht, dem Adel, und weiten Teilen der Bevölkerung, denen überhaupt kein Einfluss auf die Politik zugestanden wurde, da sie nicht einmal wählen durften, entsprach spätestens zur Zeit des 1.Weltkrieges nicht mehr den gesellschaftlichen Verhältnissen!

· Erbrachte Leistungen des Volkes werden im Bereich der politischen Mitbestimmung nicht gewürdigt


2. Reformbeschluss der Sozialdemokraten (1917)
· Parlamentarisierung und Demokratisierung wird angestrebt( Antrag hierfür im Landtag gestellt: Abschaffung der Vorrechte der Geburt und der Privilegien des Königs, v. a. Steuerfreiheit; Ministerernennung durch Landtag; Trennung von Kirche und Staat
· Die Kammer der Abgeordneten lehnt den Antrag ab (Reformbeschluss nicht durchgesetzt)
· Einige Forderung wurden jedoch weiter verfolgt: Mehrheit im LT ist zustande gekommen
2. November 1918:
„Abkommen zwischen Regierung und Landtagsparteien“ (Reformierung des Wahlrechts, Verminderung der Rechte der Kammer der Reichsräte, Einführung der Parlamentarisierung).

· Die konstitutionelle Monarchie wäre in eine parlamentarische Monarchie umgewandelt worden (Beschluss der Reichsrätekammer wäre notwendig gewesen).

Aber:
Zusammentritt der Reichsrätekammer am 8. November scheitert, da das monarchische Regime in Bayern durch die Revolution beseitigt wurde.
· eindeutige Zeichen, die auf den Untergang der Monarchie hinweisen; Rettung durch diese Reformen ist eine Fehleinschätzung (Reformen zu spät).
II. Ursachen der Revolution in Bayern im Herbst 1918
● Strukturmängel am konstitutionellen System machten die Revolution unausweichlich; Mängel waren im Rahmen des Systems nicht zu beseitigen (Karl Bosl). →Konstitutionelle Monarchie und dazugehöriges System verloren immer mehr an Rückhalt. 
● Unmut gegenüber der bayerischen Regierung, die nicht in der Lage ist, bayerische Interessen auf Reichsebene durchzusetzen; zudem ist sie nicht fähig, die Belastungen des Krieges gleichmäßig auf das Volk zu verteilen (Dieter Albrecht).

● Kriegsmüdigkeit in der Bevölkerung → Wunsch nach Frieden (Januar/ Februar 1918: Massenstreiks und Demonstrationen gegen den Krieg)( Im entscheidenden Augenblick, als eine relativ kleine Gruppe die Monarchie zu beseitigen versuchte, war niemand bereit, das bestehende System zu verteidigen.
● Latent vorhandener Preußenhass steigerte sich( König Ludwig III. wird hier miteinbezogen: Man warf ihm vor, die preußische Politik zu unterstützen und selbst am Krieg zu verdienen (letzteres entsprach wohl nicht den Tatsachen; zu Recht wurde ihm sein Annexionismus vorgehalten).
● Mehrheitssozialdemokratie (MSPD) glaubte, die komplette Arbeiterschaft zu kontrollieren.

● Regierung und Mehrheitssozialdemokratie glaubten nicht an eine Revolution aus Arbeiterkreisen, was definitiv eine falsche Einschätzung war.
● These der Regierungsschuld wird heute in der Forschung nicht mehr vertreten.

III. Der Umsturz vom November 1918
1. Am Umsturz beteiligte Gruppen und die Person Eisner

● Die Vorbereitung des Umsturzes vom November 1918 lag in den Händen einer recht kleinen Gruppe unter der Führung von Kurt Eisner (USPD ist ein kleiner, radikaler Flügel der SPD, der zu revolutionären Umwälzungen entschlossen ist).
● Beteiligung einer mittleren Gruppe, die am Umsturz nicht beteiligt war, aber zur Konsolidierung der neuen Verhältnisse beitrug (MSPD); MSPD als gemäßigter Flügel der SPD, der das Vertrauen der Regierung genießt und gewillt ist, den „Burgfrieden“ einzuhalten;
Vorsitzender der MSPD ist Erhard Auer, der eine Veränderung nicht durch eine Revolution, sondern durch Reformen erreichen will

● Größter Teil der Bevölkerung tat nichts für den Umsturz, aber auch nichts dagegen
Zur Person Eisners:

● Kurt Eisner wurde 1867 als Sohn einer jüdischen Kaufmannsfamilie in Berlin geboren.

● Nach einem abgebrochenen Studium ergriff er den Beruf des Journalisten.

● 1897 wurde er wegen Majestätsbeleidigung zu neun Monaten Gefängnis verurteilt, was in ihm eine tiefe Abneigung gegen den preußischen Staat hervorrief.

● Nach seiner Entlassung leitete er die Redaktion des SPD-Organs „Vorwärts“.
● Von 1907 bis 1910 arbeitete er als Chefredakteur der sozialdemokratischen „Fränkischen Tagespost“, anschließend ging er nach München.

● Bereits 1914, kurz nach dem Kriegsausbruch, kam er zu der Überzeugung, dass Deutschland allein schuldig am Krieg sei. Für seine Überzeugungen erhob Eisner stets einen absoluten Wahrheitsanspruch( gilt besonders für diese Überzeugung.

● Er versuchte mit allen Mitteln ein Ende des Krieges herbeizuführen, auch um den Preis persönlicher Entbehrungen.

● Folglich schloss sich Eisner 1917 bei der Spaltung der SPD der USPD (Unabhängige Sozialdemokratische Partei) an, die im Gegensatz zur MSPD (Mehrheitssozialdemokraten) die Kriegspolitik der Regierung bekämpfte (Eisner spielte eine führende Rolle in der Münchner USPD, hatte aber niemals den Vorsitz inne; diese Splitterpartei mit etwa 600 Mitgliedern gewinnt eine über ihre Mitgliederzahl hinausragende Bedeutung in Zusammenhang mit der Revolution).
● Eisner war 1918 maßgeblich an der Organisation des Januarstreiks in München beteiligt( er beabsichtigte bereits zu diesem Zeitpunkt eine Revolution in Gang zu setzen

● Eisner und andere Streikführer wurden jedoch unter dem Vorwurf des Landesverrats verhaftet; MSPD-Führung konnte darauf Streik beenden.

● Eisner saß bis zum Oktober 1918 in Untersuchungshaft, aus der ihn nur ein Zufall befreite: Er wurde von der USPD als Kandidat für eine Ersatzwahl für ein Reichstagsmandat nominiert und deshalb aus der Haft entlassen; den folgenden Wahlkampf nutzte Eisner ganz offen, um die Revolution zu propagieren, die den Frieden herbeiführen sollte
● Fehleinschätzung der Situation durch die Regierung: Obwohl Eisners Umsturzpläne bekannt sind, geht sie nur halbherzig dagegen vor.
2. Die erste Revolution
● Der Ausgangspunkt des Umsturzes war eine Friedensdemonstration auf der Münchner Theresienwiese am 7.November 1918, zu der USPD, MSPD und die Gewerkschaften einluden.

● Auf der Kundgebung sprachen gleichzeitig zwischen 20 und 25 Redner, darunter der Vorsitzende der MSPD, Erhard Auer, und Kurt Eisner.

● Nach kurzen Ansprachen marschierte der Großteil der Kundgebungsteilnehmer unter Führung von Erhard Auer durch die Stadt zum Friedensengel.

● Eisners Ansprache war sehr kurz; jedoch verlief an der Stelle, wo er stand, die Kundgebung anders. Hier hatten sich Soldaten um eine rote Fahne gesammelt( Eisner erklärte: “Es ist jahrelang geredet worden, jetzt muss gehandelt werden!“

● Nach ihm versprach Ludwig Gandorfer, ein blinder Bauer aus Pfaffenberg, das Landvolk werde die Arbeiter nicht im Stich lassen; kurz darauf trat der Soldat Felix Fechenbach vor, um an die Soldaten zu erinnern, die in den Kasernen zurückgehalten wurden und rief: „Soldaten! Auf in die Kasernen! Befreien wir unsere Kameraden! Es lebe die Revolution!“( Signal zur Revolution war gegeben

● Ein Bruchteil der auf der Theresienwiese Demonstrierenden (ca.1500) schloss sich Kurt Eisner und Ludwig Gandorfer an, um mit ihnen zu den Kasernen im Westen der Stadt zu ziehen( revolutionäre Aktionen: Kasernen werden gestürmt, Revolutionäre bemächtigten sich zahlreicher Waffen, Munition und Kraftfahrzeuge; vereinzelte Plünderungen und Zerstörungen.
● Um 21 Uhr waren alle Kasernen in der Hand der Revolutionäre( Umsturz war im Wesentlichen vollzogen.
● Durch den Übertritt der Münchener Garnison auf die Seite der Revolutionäre hatte das alte Regime in der Hauptstadt das letzte und äußerste Mittel zur Ausübung der staatlichen Gewalt an die revolutionäre Bewegung verloren.
● Der erste Schritt der Revolution bestand somit aus einer Soldatenmeuterei.
● Im entscheidenden Augenblick versagten die staatlichen Sicherheitsvorkehrungen, welche durchaus getroffen wurden, völlig (bereits damals war ein ausgeprägtes Spitzelwesen vorhanden).
● Die Minister kamen zu der Überzeugung, dass König Ludwig III. München verlassen musste, weil zu befürchten stand, dass die Revolutionäre in der Nacht die Residenz besetzen und ihn zur Abdankung zwingen würden.

● Ludwig III. verließ um 21.30 Uhr München und flüchtete mit seiner Familie erst nach Schloss Wildenwart, wenige Tage später nach Anif in Österreich( der König kehrte zu seinen Lebzeiten nicht mehr nach München zurück( faktische Aufgabe der Herrschaft
● Nach dem erfolgreichen Kasernensturm galt es, die revolutionäre Bewegung zu konsolidieren; hierbei spielen die Rät erstmals eine tragende Rolle.

● Revolutionäre hatten im Laufe des Kasernensturms, vor allem jedoch im Mathäserbräu, einem großen Bierlokal zwischen Bahnhof und Innenstadt, Räte gewählt: Im ersten Stock wählten die Soldaten einen Soldatenrat, die Zivilisten im Saal des Erdgeschosses in aller Öffentlichkeit mitten unter den Abendgästen einen Arbeiterrat und Eisner zu dessen erstem Vorsitzenden.

● Die Räte organisierten den weiteren Ablauf des Umsturzes, d.h. die Besetzung öffentlicher Gebäude durch bewaffnete kleine Trupps von Arbeitern und Soldaten.
● Von den Ministerien wurde in der Revolutionsnacht nur das Kriegsministerium besetzt, das Polizeipräsidium erst um 1 Uhr – man hätte es beinahe vergessen.
● Die Revolutionäre verschafften sich jedoch vorher Zugang zum Landtagsgebäude in der Prannerstraße, wo Eisner um 22.30 Uhr im Sitzungssaal die konstituierende Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte eröffnete; die Bauernräte gab es zu diesem Zeitpunkt eigentlich noch gar nicht.
● Laut Eisners programmatischen Rede sollten die Arbeiter- und Soldatenräte zunächst ein Übergangsparlament bilden, was durch eine neu zu wählende Nationalversammlung abgelöst werden sollte( Eisner nannte hier noch keinen Zeitpunkt.
● Die versprochene Wahl einer Nationalversammlung zeigte jedoch, dass Eisner langfristig ein parlamentarisches System anstrebte; bis dahin sollten die Räte eine zentrale Stellung im Staat einnehmen.
● Zum Schluss seiner Rede proklamierte Eisner die Republik Bayern, in der kein Platz für Monarchen sei.

● Einser wurde von den Räten zu ihrem ersten Vorsitzenden gewählt (Erinnerungen von Wilhelm Herzog: Eisner habe sich in dieser Sitzung als provisorischer Ministerpräsident bestätigen lassen( Unstimmigkeit, da dies sonst in keiner anderen Quelle erwähnt wird).

● Der Umsturz war völlig unblutig verlaufen, da die staatliche Gegenwehr fast völlig unterblieben war.

● Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter: „Die Revolution hat sich in echt bayerischer Gemütlichkeit vollzogen.“
● Bereits am 8.November 1918 kam es durch die Bildung einer provisorischen Regierung zu einer weiteren Konsolidierung der Verhältnisse.
● Die Initiative dazu ergriff die MSPD-Führung, die Eisner sozusagen ein Koalitionsangebot machte, obwohl sie die Revolution eigentlich ablehnte( Eisner stimmte zu

● Für die Wahl der Minister wurde in aller Eile ein gemischtes Gremium aus den in der Revolutionsnacht gebildeten Räten und ausgewählten Landtagsabgeordneten (Sozialdemokraten, Bauernbündlern und einigen Liberalen) gebildet; dieses Gremium sollte, in erweiterter Zusammensetzung, später das Übergangsparlament, den sog. provisorischen Nationalrat, bilden( verschaffte den Mitgliedern eine Legitimation, ohne jedoch vom Volk legitimiert zu sein.
● Eisner wurde zum Ministerpräsidenten und Außenminister gewählt, ebenso alle weiteren vorgeschlagenen Minister.
● Erstaunliche Zusammensetzung der Regierung: Die MSPD, die nicht am Umsturz beteiligt gewesen war, stellte vier der acht Minister, darunter das so wichtige Amt des Innenministers.
● Nur zwei Minister gehörten der USPD an, die an der Spitze der Revolution gestanden hatte( Gruppierung besaß nur eine dünne Personaldecke.

● Zwei weitere Minister waren parteilos.

● Diese Regierung sollte sich bis zum Februar 1919 unverändert im Amt halten und dabei eine Art revolutionäre Diktatur ausüben, d.h. sie blieb von jeder institutionalisierten Kontrolle frei; es gab kein Gremium, weder ein altes aus der Zeit der Monarchie noch ein neues, durch den Umsturz entstandenes, vor dem sie sich verantworten musste.

3. Fazit

● Durch den Umsturz war Bayern von einer Monarchie zu einer Republik geworden; der bayerische König hatte sich durch seine verständliche Flucht selbst ausgeschaltet.

● Nur wenige tage später erkannte Ludwig III. die durch die Revolutionäre geschaffene neue Situation an und legte am 13.11.1918 die Regierung nieder.

● Der König leistete keinen Thronverzicht, stellte aber „allen Beamten, Offizieren und Soldaten die Weiterarbeit unter den gegebenen Verhältnissen frei“ und entband sie von dem ihm geleisteten Treueid, was in den Augen der Regierung gleichbedeutend mit einem Thronverzicht war.
● Die alten Minister (monarchische Regierung) wiesen am 9.November die neuen Ressortchefs in ihre Ämter ein; die Ministerialbeamten erklärten sich daraufhin bereit, unter den neuen Ministern weiterzuarbeiten.
● Der alte Landtag wurde von der provisorischen Regierung einfach als nicht mehr existierend betrachtet; zu seiner offiziellen Auflösung kam es nicht.

● Der Staatsapparat unterhalb der Ebene der Ministerien, sprich die Verwaltung, blieb unangetastet; man wollte sich damit den Sachverstand und die Erfahrung der vorhandenen Beamtenschaft sichern und verhindern, dass es in diesen schwierigen Zeiten, bei dem absehbaren Kriegsende, zu chaotischen Zuständen kam.
● Die einschneidenden Veränderungen waren auf die Staatsspitze und auf die Staatsform beschränkt.
IV. Der Weg zur Räterepublik
1. Die Räteproblematik und die Wahl der Nationalversammlung
● In zwei grundlegenden Fragen traten innerhalb der Regierung Eisner starke Differenzen auf: bei der Frage nach der Stellung der Räte im Staat und bei der Wahl eines neuen Landtags.

● Verständnis der Räte nach Eisner: Sie sollten „bis zur endgültigen Regelung durch die Nationalversammlung“ die „revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“ bilden.

● Dazu sollten die Räte nach Eisner ein Kontrollrecht gegenüber der Verwaltung bekommen.

● Eisner wollte eine Weiterexistenz der Räte über die Wahl einer Nationalversammlung hinaus.

● Ein klares, praktikables Konzept, das eine Verbindung zwischen Räten und Parlament hergestellt hätte, um eine praktische Umsetzung eines Demokratie – Konzeptes zu gewährleisten, wurde von Eisner aber zu keinem Zeitpunkt erstellt.

● Als sich abzeichnete, dass die Konsolidierung der Räte nicht so schnell gelingen würde, versuchte er, die Wahl einer NV so weit wie möglich hinauszuzögern.
● Eisners Vorstellungen stießen bei seinen Kabinettskollegen von der MSPD auf breiten Widerstand; vor allem Innenminister Erhard Auer lehnte jeden Eingriff der Räte in die staatliche oder gemeindliche Verwaltungstätigkeit ab( er sah in den Räten lediglich Hilfseinrichtungen der bestehenden Behörden( Auer (trat für eine baldige Abschaffung der Räte ein) konnte sich mit dieser Einstellung gegen Eisner durchsetzen.
● Auers Vorstellungen prägten auch die sog. Richtlinien für die Räte, die die Regierung Ende November 1918 beschloss, nach denen den Räten keinerlei Vollzugsgewalt zustand.
● Eisner musste bezüglich der Landtagswahl einlenken: Nicht nur die schon im November 1918 entstandenen bürgerlich-konservativen Parteien (Bayer. Volkspartei, Bayer. Mittelpartei, Liberale) traten für die Wahl eines Landtags ein, sondern auch die Kabinettskollegen der MSPD und die Räte.

● Am 12.01.1919 fanden die ersten Wahlen in der Republik Bayern statt (in der Pfalz erst am 02.02.1919). ( Wahl nach Verhältniswahlrecht; erstmals durften auch Frauen wählen 

● Der neu gewählte Landtag stellte das erste demokratisch legitimierte Gremium auf Landesebene seit dem Umsturz dar; jedoch verging geraume Zeit, bis dieser in Aktion treten konnte ( Grund lag in seiner Zusammensetzung, die alles andere als günstig für die politischen Kräfte, die die Revolution mitgetragen hatten, ausgefallen war. 
Wahlergebnis:

Partei
Stimmen
%
Sitze

Bayerische Volkspartei
1 193 101
35,0
66

MSPD
1 124 584
33,0
61

Deutsche Volkspartei (DDP)
477 992
14,0
25

Bayerischer Bauernbund
310 165
9,1
16

Bayer. Mittelpartei u. Nationallib. Partei
196 818
5,8
9

USPD
86 254
2,5
3

Sonstige Parteien
20 627
0,6
-


3 409 541
100,0
180

● Die bürgerlichen Parteien hatten einen eindeutigen Sieg errungen.
● Die Partei Eisners, die USPD, war die Hauptverliererin der Wahl ( die Mehrheit des Volkes hatte sich gegen die in der provisorischen Regierung vertretenen Parteien entschieden.

● Die bürgerliche Seite forderte nun eine rasche Einberufung des Landtags; Angriffe auf die Räte von Seiten der Wahlsieger.
● Diese Angriffen gegen die Räte kamen nicht von ungefähr. Seit Anfang Januar zeichnete sich nämlich eine zunehmende Radikalisierung vor allem der Münchener Räte ab (eine wachsende Zahl von Arbeitslosen trug dazu bei).
● Die Räte fürchteten, mit dem entstehenden Parlamentarismus beseitigt zu werden. ( Agitation gegen eine Einberufung des Landtags.
2. Die zweite Revolution
● Am 21.02.1919 sollte die revolutionäre Phase in Bayern beendet und mit der Landtagseröffnung eine wichtige Etappe auf dem Weg zur Errichtung einer repräsentativ-parlamentarischen Demokratie abgeschlossen werden.
● Zwei Gewaltakte an diesem Tag machten dieses Vorhaben zunichte: Zunächst ermordete der 22jährige Leutnant und Student Anton Graf Arco auf Valley Ministerpräsident Eisner auf dem Weg zum Landtag mit zwei Schüssen von hinten in den Kopf. Als Reaktion auf die Mordtat verübte das Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats, Alois Lindner, im Landtag ein Attentat auf Innenminister Auer, der als Drahtzieher des Mordes an Eisner vermutet wurde und schwer verletzt überlebte; weitere Schüsse fielen, welche zwei weitere Personen töteten ( die Abgeordneten flohen, der Landtag war gesprengt.
● Nun war wie im November durch den Umsturz, kein Machtfaktor mehr da, der die oberste staatliche Gewalt in seinen Händen gehabt hätte (die prov. Regierung war nicht mehr handlungsfähig, da zwei Mitglieder tot bzw. schwer verletzt, zwei weitere – Timm und Roßhaupter – untergetaucht waren).
● Der Landtag war nicht mehr handlungsfähig da, seine Mitglieder die Sitzung abgebrochen und das Landtagsgebäude verlassen hatten.
● Aber: Anders als im Nov. stand jetzt eine Organisation zur Verfügung, die dieses Machtvakuum erfüllen konnte: die Räte ( Ihnen fiel die Gewalt fast automatisch zu.

● Die Räte erwiesen sich als fähig und bereit, sofort aktionsfähige Gremien auf die Beine zu stellen, und ergriffen Maßnahmen um die Ordnung aufrecht zu erhalten. 
● Aus ihren Spitzengremien auf Landesebene entstanden noch am 21.02. zwei neue Gremien: der Zentralrat und der Aktionsausschuss.
● Der Zentralrat setzte sich aus jeweils drei Arbeiterräten, drei Soldatenräten und drei Bauernräten zusammen, bestand somit aus elf Mitgliedern; am folgenden Tag wurde er durch einen Vertreter der MSPD und der Gewerkschaften ergänzt; der Revolutionäre Arbeiterrat war der Arbeiterrat, der sich in der Revolutionsnacht in München gebildet hatte. In ihm sammelten sich die Vertreter des äußersten linken Spektrums der Politik, d.h. parteipolitisch gesehen hauptsächlich USPD- und auch KPD-Mitglieder; Vorsitzender des Zentralrats wurde Ernst Niekisch, ein 29-jähriger Volksschullehrer aus Augsburg, der dem linken Flügel der MSDP zuzuordnen war.
● Der Aktionsausschuss, der dem Zentralrat zur Seite stand, hatte über 30 Mitglieder und stellte ebenfalls eine Repräsentation aller sozialistischen Kräfte dar.
● Die Ereignisse des 21.02.1919 wurden bereits von den Zeitgenossen als zweite Revolution bezeichnet.
● Der Übergang der höchsten Gewalt der Räte bedeutete nicht, dass damit eine Räterepublik errichtet wurde ( Machtübernahme der Räte auf Staatsspitze beschränkt.
● 25.02.: Rätekongress in München, der durch den Zentralrat einberufen wurde.
● Der Rätekongress sprach sich für eine parlamentarische Demokratie aus, d.h. die große Mehrheit der Räte wollte keine Räterepublik; Antrag des Schriftstellers Erich Mühsam, eines Anarchisten und Kommunisten, Bayern zur sozialistischen Räterepublik zu erklären, wurde mit 234 gegen 70 Stimmen abgelehnt. Hingegen wurde die Wiedereinberufung des Landtags befürwortet
● 17./18.03.1919 Versammlung der Landtagsabgeordneten ( Wahl eines Ministerpräsidenten und Beschluss eines Ermächtigungsgesetzes, das die Regierung mit wichtigen Vollmachten ausstattete. Die Regierung konnte dadurch Gesetze ohne Mitwirkung des Landtags erlassen.
● Ministerpräsident wurde Johannes Hoffmann, der als Kultusminister schon der Regierung Eisner angehört hatte.
● Hoffmann zählte zum linken Flügel der MSDP ( die bürgerlichen Parteien tolerierten das im Grunde rein sozialistische Kabinett.
● Der Landtag beschloss in seiner Sitzung auch eine Notverfassung, das „vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern“. ( Regierung vom Vertrauen des Landtags abhängig und diesem gegenüber verantwortlich; der Ministerpräsident sollte vom Landtag gewählt werden.
● Durch die Verabschiedung des Staatsgrundgesetzes war formell die demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt.
3. Die erste bayerische Räterepublik

● Drei Wochen später wurde jedoch die Räterepublik proklamiert. ( Ursachen dafür waren die schlechte wirtschaftliche Lage, die Zunahme der Arbeitslosen; besonders aber war die Agitation einer zielbewussten radikalen Minderheit dafür verantwortlich.
● Der Anstoß zur Räterepublik kam aus Augsburg. Hier fasste eine Tagung von Rätemitgliedern am 03.04.1919 eine Entschließung zugunsten einer bayerischen Räterepublik und eines Bündnisses mit den Sowjetregierungen Russlands und Ungarns, wo die Räterepublik zwei Wochen vorher ausgerufen wurde.
● Wichtig: Regierung nahm hier teil; es waren bereits Ministerlisten im Umlauf( Staatsstreich
● Augsburger Delegation fuhr zu Beratungen nach München ( Ministerpräsident Hoffmann fehlte, da er nach Berlin gereist war; ausgerechnet die KPD konnte die sofortige Ausrufung der Räterepublik verhindern.
● Die KPD wollte die Räterepublik in der Form, in der sie geplant wurde nicht anerkennen. ( keine Mitwirkung der KPD an einer Räterepublik, an dieser auch die MSPD beteiligt sei.
● Die Versammlung fasste schließlich den Beschluss die Ausrufung der Räterepublik um 48 Stunden zu verschieben. ( nochmalige Klärung innerhalb der Parteien.
● Am 06.04. sprach sich eine außerordentliche Landeskonferenz der MSPD in Nürnberg „aus politischen und wirtschaftlichen Gründen“ gegen die Einführung der Räterepublik in Bayern aus. ( Keine Beteiligung der MSPD Minister mehr an der Vorbereitung der Ausrufung der Räterepublik.
● Vertreter der USPD proklamierten in der Nacht vom 06. auf 07. April 1919 in München die Räterepublik. Dies war die dritte Revolution in Bayern.
● Der Landtag wurde für aufgelöst erklärt, das von ihm eingesetzte Ministerium sei zurückgetreten. Die Übernahme der ganzen öffentlichen Gewalt durch die Räte und die Kontrolle der Verwaltungen wurde verkündet. Die Betriebsräte der Arbeiter und Angestellten sollten die Betriebe kontrollieren und gemeinsam mit der Leitung verwalten.
● Die Versammlung stellte auch gleich eine Regierung, den „Rat der Volksbeauftragten“ zusammen.
● Mitglieder dieses Gremiums waren die kuriose Person Dr. Franz Lipp, der jeglichen Realitätssinn verloren hatte und der Bauernbündler Konrad Kübler, der nach dem Zweiten Weltkrieg als CSU-Abgeordneter dem Bayer. Landtag angehörte und als sein II. Vizepräsident amtierte.
● Der Rat der Volksbeauftragten blieb allerdings völlig bedeutungslos. ( das oberste Gremium der ersten Räterepublik war vielmehr der Revolutionäre Zentralrat (Mitglieder wurden nie bekannt gegeben). 
● Erich Mühsam, der Anarchist Gustav Landauer und der Vorsitzende der Münchner USPD Ernst Toller nahmen führende Position ein. Letztgenannter wurde nach dem Rücktritt von Ernst Niekisch Vorsitzender des Rev. Zentralrats und damit sozusagen das Staatsoberhaupt der ersten Räterepublik.
● Toller war zu diesem Zeitpunkt 25 Jahre; interessantes Urteil Niekisch über Toller (Tagebucheintrag vom 18.04.1919): „Toller: junger, eitler, ehrgeiziger Student, Judenbengel, der aber voll Zerfahrenheit u. gänzlich unfähig ist.“
● Die erste bayerische Räterepublik saß von Beginn an zwischen zwei Stühlen: 
● Die KPD Führung beteiligte sich nicht an der Räterepublik und erkannte diese auch nicht an; sie erhob einen Führungsanspruch mit der Begründung, dass nur eine kommunistische Räterepublik eine wirkliche Räterepublik sei, und eine solche konnte nur die KPD errichten( KPD bezeichnete die Räterepublik als „Schein-Räterepublik“. Die KPD organisierte einen Putschversuch gegen den Revolutionären Zentralrat, der aber kläglich scheiterte.
● Auf der anderen Seite ist die Regierung Hoffmann nicht zurückgetreten, wie vom Zentralrat verkündet worden war, sondern hatte sich nach Bamberg zurückgezogen( Hoffmann traf Vorbereitungen zur Beendigung der Räteherrschaft in München
● Er sperrte die Lebensmittelzufuhr nach München und sammelte Truppen für eine militärische Niederschlagung des Räteregimes( Stärke der sog. Weißen Truppen belief sich auf etwa 35000 Mann; Oberbefehl lag bei dem preußischen General von Oven( zunächst kam es nicht zu Kämpfen
● Die Zeit der ersten Räterepublik wird allgemein als chaotisch beschrieben ( Unmenge von Maßnahmen auf allen möglichen Gebieten angekündigt, wobei wenig in die Tat umgesetzt wurde (Sozialisierung, Bildung einer roten Armee, Einsetzung von Revolutionstribunalen).
● Die Bilanz der ersten Bayer. Räterepublik fiel auch in den Augen ihrer stärksten Befürworter negativ aus (Erich Mühsam).
● Unterstützung fand die Räterepublik anfänglich auch außerhalb Münchens, v.a. im südbayerischen Raum. 
● In vielen Orten distanzierten sich die Soldaten und die Rätevertreter aber schon nach wenigen Tagen wieder von der Räteregierung, da diese als zu radikal eingestuft wurde. ( Der Herrschaftsbereich der Räterepublik blieb damit weitgehend auf den Münchner Raum beschränkt.
● Das Ende der ersten Räterepublik kam bereits am 14. April 1919 im Gefolge des sog. Palmsonntagsputschs. Regierungstreue Truppen versuchten, die Räteregierung abzusetzen, was zunächst erfolgreich schien, aber dann misslang. Bei Kämpfen um den Bahnhof zwischen Putschisten und Anhängern der Räterepublik gab es 21 Tote. In dieser Situation ergriffen die Kommunisten die Macht. Das Hofbräuhaus wurde dabei zum Schauplatz der Geschichte.
4. Die zweite (kommunistische) Räterepublik

· Eugen Leviné (KPD) war nach Ausbruch der Revolution in Deutschland im ganzen Reichsgebiet an revolutionären Aktionen beteiligt. Ab März 1919 sollte Leviné in München für die Parteizeitung arbeiten; dort übernahm er die gesamte Organisation der Münchner KPD.

· Räteversammlung im Hofbräuhaus (wurde von den Putschisten einberufen): Leviné unterbreitete den Vorschlag, dass die Arbeiterschaft die ganze Macht übernimmt und einen 15-gliedrigen Aktionsausschuss wählt = Führungsanspruch der KPD

· Leviné wird Vorsitzender des Aktionsausschusses; dieser Ausschuss wählte einen Vollzugsrat (höchstes Gremium der kommunistischen Räterepublik; 3 von 5 Mitgliedern waren Kommunisten)

Leviné Vorsitzender des Vollzugsrates → Regierungschef der kommunistischen Räterepublik

· 13. April 1919: Vierte Revolution in Bayern

· Maßnahmen der kommunistischen Räterepublik:

· Ausbau der Roten Arme

· Aufforderung an das Bürgertum, alle Waffen abzugeben

· Bewaffnung der Arbeiter

· Haussuchungen (Beschlagnahmung gehamsterter Lebensmittel)

· Generalstreik und Presseverbot sollten Sicherheitsvorkehrungen unterstützen

· Ernst Toller (Mitglied des Aktionsausschusses) befürwortete den Eintritt in die Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann → Eugen Leviné und Rudolf Egelhofer lehnen dies strikt ab.

· 27. April 1919: Ende der kommunistischen Räterepublik (die Räte hatten zuvor die von Leviné gestellte Vertrauensfrage mit einer Entscheidung gegen die kommunistische Führung beantwortet)
V. Das Ende der Räteherrschaft und Verankerung der demokratisch-parlamentarischen Republik in Bayern im August 1919

· Keine Akzeptanz der neuen Räteregierung innerhalb der Räterepublik.

Rote Armee: unterstellt sich der Räteregierung nicht und verfolgt gegensätzliche Politik

· Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann; da diese die Kapitulation fordert, folgt ein Aufruf seitens der Räte an die Bevölkerung am 1. Mai waffenlos zu demonstrieren

· Ansprache Lenins (1. Mai-Roter Platz in Moskau): „Die Arbeiterklasse, die sich befreit hat, feiert ihren Tag nicht nur in Sowjetrussland frei und offen, sondern auch in Sowjetungarn und in Sowjetbayern.“

→ Weiße Truppen marschierten in München ein und schlugen jeden Widerstand mit Brutalität nieder

Fazit:

Die Niederschlagung der Räteregierung kostete Hunderte von Tote und die parlamentarische Demokratie konnte sich nur durch Hilfe reaktionärer Kräfte durchsetzen.

→ Räteführer Egelhofer und Landauer wurden erschossen bzw. ermordet

→ Räterepublikaner wurden zu insgesamt mehr als 6000 Jahren Haftstrafe verurteilt

→ Eugen Leviné zum Tod verurteilt und im Juni 1919 hingerichtet

Demokratisch-parlamentarische Republik

· Landtag beschloss die „Bamberger Verfassung“:

· Prinzip der Volkssouveränität (§ 2)

· Landtag als Mittelpunkt des politischen Systems; Regierung wurde vom Landtag bestellt und war diesem verantwortlich (§ 4)

· Minister abhängig vom Vertrauen des Landtags (bei Ausspruch des Misstrauens →Rücktritt) (§ 59)

· Rätegedanke:
„berufsständische Vertretungen“(Räte übernehmen nur wirtschaftliche und soziale Aufgaben)
C. Fazit und Ausblick
Die konstitutionelle Monarchie in Bayern war von einer repräsentativ-parlamentarischen Republik abgelöst worden. Vier Revolutionen und das Experiment einer Räterepublik prägen den Weg von der Monarchie zur Republik.

Monarchistische Strömungen blieben noch bis ins Jahr 1933 erhalten:

· BVP: Die Frage nach der endgültigen Staatsform sei noch offen

· Gustav Ritter von Kahr (bayerischer Ministerpräsident und Generalstaatskommissar) bekannte sich ganz offen als Monarchist

· Volk, Regierung, Landtag und Behörden beteiligen sich 1921 an der prunkvollen Trauerfeier für König Ludwig III

· 1933 wurden Überlegungen getätigt, die Machtergreifung des nationalsozialistischen Regimes durch Wiederbelebung der Monarchie verhindern zu können.

Auch wenn das Ende der Monarchie ohne Blutvergießen herbeigeführt wurde, im Gegensatz zum Ende der Räteherrschaft, so war eine langfristige Verankerung sowohl der Monarchie als auch der Räterepublik in Bayern auszuschließen.

Folge der Revolutionszeit:
Trauma beim Bürgertum → starke Hinwendung an das andere politische Extrem, die „Ordnungszelle Bayern.

Ähnliche Staatsexamensthemen

· Bayern und das Reich 1871-1918 und 1919-1933. Ein Vergleich der verfassungsrechtlichen Grundlagen und der politischen Beziehungen

· Bayerns Anteil am Aufbau Deutschlands 1870/1871, 1918/1919 und 1946/1949: Ein Vergleich

· Die Rolle Bayerns im Deutschen Reich 1870/1871-1918

· Bayern im Ersten Weltkrieg: Grundzüge des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Wandels vom Kriegsbeginn bis zum Ausbruch der Novemberrevolution

· Bayern im Ersten Weltkrieg und in der Revolution von 1918/1919

· Die Revolution von 1918/1919 in Bayern

· Bayern in der Revolution von 1918/1919 – ein Sonderfall?

· Das Ende der Monarchie in Bayern 1918. Umbruch oder Revolution?

· Bayern und die deutsche Revolution von 1918/1919: Abläufe und Perspektiven

· Vom Eisner-Putsch zum Hitler-Putsch. Politische und gesellschaftliche Strömungen in Bayern nach dem Ersten Weltkrieg

· Bayern und das Reich 1918-1934. Die Entwicklung ihres Verhältnisses von der Novemberrevolution bis zur endgültigen Gleichschaltung der Länder 1934
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